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Wie sieht die Energiezukunft der Schweiz aus? Welchen Beitrag leisten 
Förderprogramme dazu? Sind Lenkungsabgaben nötig? Ein Gespräch 
mit Energieminister Albert Rösti über die Herausforderung der Energie
wende und die Massnahmen, die sie möglich machen sollen.
Von Roland Grüter und Marianne Sorg (Interview) und Gerry Nitsch (Fotos)

«Die Absicherung des 
Strombedarfs in alle  
Richtungen diskutieren»

Das von der Bevölkerung im Juni 
2023 angenommene Klima- und 
Inno vationsgesetz beinhaltet eine 
komplette Dekar bonisierung bis ins 
Jahr 2050. Das Gebäudeprogramm 
will seinen Beitrag dazu leisten, res-
pektive Hausbesitzerinnen und -be-
sitzer dazu anregen, Dach, Fassade, 
Haustechnik etc. ihrer Liegenschaf-
ten zu sanieren. Schweizweit sind 

noch eine Million Gebäude zu erneu-
ern. Die Erneuerungsrate liegt aktu-
ell bei rund 1,5 Prozent statt der an-
gestrebten 3 Prozent. Damit kann 
man nicht zufrieden sein, die Zu-
rückhaltung der Menschen verstehe 
ich aber.

Inwiefern?
Viele können sich Renovationen erst 
dann leisten, wenn die veralteten 
Anlagen amortisiert sind, ihre vor-
gesehene Funktionsdauer erreicht 
haben – oder wenn der Sanierungs-
druck hoch wird, weil das Dach rinnt 
oder es durch die Fenster zieht. Nur 
wenigen sitzt das Geld so locker im 
Portemonnaie, dass sie von sich aus 
Anpassungen machen.

Was ist mit ideellen Motiven:
zählen die nicht?
Hier muss man realistisch sein. Die 
allermeisten können sich Idealis-
mus finanziell nicht leisten. Für 
viele ist es schon ein Kraftakt, sich 
eine Immobilie zu leisten – da bleibt 
wenig Spielraum für freiwillige, 
nicht wirklich dringliche Investitio-
nen.

Umständen tatsächlich zu einem 
Dominoeffekt kommen. Noch ist 
nicht abschliessend geklärt, was 
zum Blackout in Spanien und Por-
tugal geführt hat. Wir werden uns 
die Ursachen genau anschauen und 
Schlüsse daraus ziehen. Uns interes-
siert besonders, welche Rolle dabei 
die Bandenergie und die erneuer-
baren Energien spielten.

Herr Bundesrat, Ende April erleb-
ten Spanien und Portugal ein fol-
genschweres Disaster: Sie blie-
ben stundenlang ohne Strom. Ist 
ein Blackout dieser Grössenord-

nung auch bei uns möglich?
Ganz auszuschliessen ist ein sol-

ches Szenario nicht – so gut unser 
Netz auch abgesichert ist. 

Die Schweiz ist an 41 
Standorten physisch 
mit dem Stromnetz der 
EU verbunden – da 
könnte es unter 

Der Anteil an Solarstrom und Wind-
kraft lag kurz vor dem Crash auf der 
Iberischen Halbinsel bei über 70 Pro-
zent. Die Schweiz ist daran, diese Ka-
pazitäten auszubauen. Mit welchem 
Risiko für die Stromversorgung?
Es ist zu früh, etwelche Schlüsse auf 
den Strommix im Netz zu ziehen. 
Wir müssen die umfangreiche 
Daten auswertung aus Spanien ab-

warten. Vieles spricht dafür, dass die 
Schweiz weniger gefährdet ist, unter 
anderem wegen der grossen Wasser-
kraftproduktion. Diese erlaubt uns, 
bei Bedarf schnell Strom zu produ-
zieren. Trotzdem: Der Ausfall dau-
erte zwar nicht ewig, das Leben der 
Menschen dort kam aber zum Still-
stand, denken wir nur an den be-
einträchtigten Verkehr oder den 
Zahlungsverkehr. Das führte in kür-
zester Zeit zu einem Milliarden-
verlust. So etwas gilt es zu verhin-
dern. Mit allen Mitteln.

Die Schweiz richtet sich breit auf 
eine neue Energiezukunft aus. Die 
Produktion erneuerbarer Energien 
soll angekurbelt und der Verbrauch 
optimiert werden. Für Besitzerinnen 
und Besitzer von Immobilien gibt es 
beispielsweise seit 15 Jahren das 
 Gebäudeprogramm. Wie zufrieden 
sind Sie damit?

Wir werden uns die Ursachen, die  
auf der Iberischen Halbinsel zum  

Blackout führten, genau anschauen 
und Schlüsse daraus ziehen.

Albert Rösti 
Bundesrat

Bundesrat Albert Rösti blickt 
optimistisch und pragmatisch 
in die Energiezukunft.
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Dann ist die angestrebte Erneue-
rungsrate von drei Prozent eine
Utopie?
Zumindest ist sie schwer erreichbar. 
Dafür müsste man die Abschrei-
bungsdauer einer Immobilie enorm 
verkürzen. Was wir jedoch tun kön-
nen: Die gesetzlichen Mindest-
standards weiterentwickeln. Die 
Kantone haben mit den Mustervor-
schriften im Gebäude bereich einen 
guten Hebel, um Gebäude – nicht nur 
Neubauten –  energieeffizienter und 
fossilfrei zu machen. 

Im Rahmen des neuen Impulspro-
gramms wollen Sie insbesondere in 
Mehrparteienhäusern den Ersatz 
von fossilen und mit Strom betriebe-
nen Heizungen durch erneuerbare 
Systeme fördern. Hat denn hier die 
Politik bis anhin versagt?
Nein, aber wir müssen Förderinstru-
mente noch zielgerichteter ausrich-
ten und konsequenter anwenden. 
Das Impulsprogramm beispiels-
weise soll Besitzer von Häusern, in 
die mehrere Parteien involviert sind, 
zu einem Heizungswechsel anregen. 
Dafür stellen wir jährlich 200 Millio-
nen Franken zur Verfügung.

Ist es also aus Sicht des Bundes fortan 
wichtiger, dass die Menschen von Öl-, 
Gas- oder Elektroheizungen absehen, 
statt ihre Häuser zu dämmen oder 
mit neuen Fenstern auszurüsten, 
also grundlegend zu sanieren?
Man soll das eine tun, ohne das an-
dere zu lassen. Natürlich macht es 
keinen Sinn, ein altes Bauernhaus 
mit einer Wärmepumpe nachzurüs-
ten, ohne es genügend zu dämmen. 
Die Energieeffizienz von Gebäuden 
bleibt wichtig. Wir sehen aber bei 
der Förderung dort eine grössere He-
belwirkung, wo wir Hausbesitzer 
oder Hausgemeinschaften zu einem 
Heizungsersatz ermuntern können. 
Das Impulsprogramm fördert nicht 
nur den Ersatz fossiler Heizungen, 
auch Elektroheizungen sollen 
schneller ausgewechselt werden. 

Wieso das?
Nebst dem Umstieg auf erneuerbare 
Energien brauchen wir vor allem 
auch effizientere Technologien. Des-
halb wollen wir mit dem Impulspro-
gramm den Ersatz veralteter Heizun-
gen ankurbeln. Vor allem von jenen, 
die enorm viel Strom fressen, also 
von elektrischen Widerstandshei-
zungen. Diese sind höchst ineffizient 
und verbrauchen rund zehn Prozent 
des gesamten Winterstroms.

Wie wird das Impulsprogramm
finanziert?
In Zukunft durch die CO²-Abgabe auf 
Brennstoffe. Pro Tonne CO² beträgt 
diese Abgabe 120 Franken. Davon 
floss bislang ein Drittel hauptsäch-
lich ins Gebäudeprogramm. Wir 
 wollen die Teilzweckbindung auf  
41 Prozent erhöhen, damit aber vor 
allem die neuen Programme finan-
zieren. Damit stehen uns für die 
neuen Förderprogramme jährlich 
400 Millionen Franken zur Verfü-
gung, 200 Millionen Franken sind für 
das Impulsprogramm, 200 Millionen 
Franken für Innovationen vorgese-
hen. Wir peilen also neue Ziele an, 

erwarten aber, dass die Kantone ihre 
Verantwortung im Gebäudepro-
gramm weiterhin wahrnehmen. Wir 
gehen davon aus, dass sie in diesem 
Bereich andere, neue Modelle vor-
schlagen.

Mit dem Finanzierungsmodell lässt 
sich elegant umgehen, die Program me 
mit Steuergeldern zu finanzieren.
Dies entspricht den Sparvorgaben 
des Bundes im Rahmen des Entlas-
tungsprogramms EP27. Wenn sich 
dieses System bewährt und die CO²-
Abgabe nach 2030 beibehalten wird, 
ist das Klima- und Innovationsgesetz 
langfristig gesichert. 

Eine Expertengruppe unter der Lei-
tung von Wirtschaftswissenschaft-
ler Serge Gaillard sondierte Spar-
möglichkeiten beim Bund. Sie kam 
zum Schluss, dass im Gebäudebe-
reich Vorschriften und Lenkungs-
massnahmen effizienter sind als För-
dergelder. Wie ist Ihre persönliche 
Einschätzung dazu?
Die Abstimmung über die Revision 
des CO²-Gesetzes im Jahr 2021 hat 
 gezeigt: zusätzliche Vorschriften 
und Lenkungsmassnahmen sind 
nicht mehrheitsfähig. Der Bundesrat 
hält weiterhin am Klima- und 
Innova tionsgesetz fest und ver-
sucht, mit neuen Förderprogram-
men Impulse zu setzen. Wir hoffen, 
mit weniger Mitteln den gleichen 
 Effekt zu bewirken wie mit den bis-
herigen Programmen.

Der Topf des Gebäudeprogramms 
war gut gefüllt, wurde aber nie ganz 
ausgeschöpft. Was ist am Impuls- und 
Innovationsprogramm attrak tiver?

wägen, was wichtiger ist: gesunde 
Staatsfinanzen oder Fördermass-
nahmen. Deshalb sollten wir schon 
jetzt Interesse daran haben, dass je-
der Franken effizient eingesetzt 
wird.

Welche Haltung vertreten Sie?
Will der Staat auf lange Sicht leis-
tungsfähig bleiben, damit er unter 
anderem Fördergelder sprechen 
kann, macht es Sinn, die Schulden-
bremse einzuhalten – und genau 
hinzuschauen, wo und wie das Geld 

ausgegeben wird. Auch mein Depar-
tement, das UVEK, ist davon betrof-
fen. Das ist nicht schön, aber unum-
gänglich. Das Ziel bleibt trotz 
Spardruck gleich: Wir wollen das 
Klima- und Innovationsgesetz um-
setzen.

Höhere Lenkungsabgaben könnten 
einen Beitrag leisten, mehr Geld zu 
generieren. Ein gangbarer Weg?
Ökonomisch würden sie womöglich 
Sinn machen. Meines Erachtens 
sind sie aber nicht mehrheitsfähig. 
Eine möglichst effiziente Förderung 
scheint mir sinnvoller.

Es ist klar: Wir alle müssen einen Bei-
trag leisten, um die gesetzten Klima-
ziele zu erreichen. Dazu zählt der 
Ausbau der erneuerbaren Energien. 

Vor welchen Herausforderungen 
 stehen Sie damit?
Acht Monate des Jahres lassen sich 
mit erneuerbaren Energien gut ab-
decken. Es werden genügend Solar-
anlagen zugebaut, um die Sommer-
versorgung zu sichern. Schwierig 
werden die vier Wintermonate. Da-
für brauchen wir dringend rund 
zehn Prozent mehr Strom, also neue 
Anlagen …

… was in der Bevölkerung Wider-
stände weckt.
Winterstrom lässt sich nachhaltig 
produzieren, ohne dass das Land-
schaftsbild daran grossen Schaden 
nimmt. Wir wollen die Schweiz ja 
nicht flächendeckend mit Wind-
rädern zustellen. Dazu kommen jene 
16 Wasserkraftwerke, die im Strom-
gesetz vorgesehen sind, und wenige 
alpine Solaranlagen. Diese müssen 
aber zwingend realisiert werden. 
Das ist das Minimum, das wir leisten 
sollten.

Dafür wird ein Beschleunigungs-
erlass für Bewilligungen angestrebt. 
Darüber scheiden sich die Geister – 
vor allem die Einschränkung von 
 damit verbundenen Rechten wird 
kritisiert, etwa dem Verbandsbe-
schwerderecht oder dem Vetorecht 
für Gemeinden. Verstehen Sie den 
Widerstand?
Der Ständerat kappte für die 16 Was-
serkraftprojekte das Beschwerde-
recht. Das ist tatsächlich ein Eingriff 
in unser institutionelles System, in 
dem die Macht klar zweigeteilt ist. 
Dem stehe ich auch kritisch gegen-
über, klar. Aber gleichzeitig erhöht 
dies den Druck auf Organisationen, 
uns zumindest in den vorgesehenen 
Projekten Hand zu bieten und diese 
nicht aus Prinzip zu blockieren. Hier 
erhalte ich durchaus positive Signale 
von den Schutzorganisationen.

Von welchen?
Beispielweise von Aqua Viva, die 
sich für den Schutz und die Renatu-
rierung der heimischen Gewässer 
einsetzt. Sie deklarierte öffentlich, 
ihre Einsprachen gegen das Trift-
projekt zurückzuziehen, wenn wir 
das Beschwerderecht sowie die Er-
satz- und Ausgleichsmassnahmen 
im Gesetz belassen. Zudem will der 
Landschaftsschutz Schweiz in der 
Begleitgruppe zum Kraftwerk Gor-
nerli bei Zermatt mitwirken. Das 
sind klare Signale für eine konstruk-
tive Mitarbeit.

Sind Sie nicht zu optimistisch? Mit 
dem Solarexpress wollten Sie den 
Ausbau von alpinen Solargrossan-
lagen beschleunigen. Über 60 Pro-
jekte standen zur Diskussion, nur die 
Hälfte davon wird weiterverfolgt. 
Weshalb lassen sie sich dermassen 
schwer realisieren?
Das hat mehrere Gründe. Erstens: 
Man hat wohl die technische Um-
setzung unterschätzt, da die Schweiz 
in diesem Bereich Pionierarbeit leis-
ten muss und sich kaum auf Erfah-
rungen aus dem Ausland stützen 
kann. An der Muttsee-Staumauer 
beispielsweise waren nach dem 
 ersten Winter rund 20 Prozent der 
Panels defekt, weil man die Last des 

Ich denke, der Bedarf in Mehrpartei-
engebäuden ist gross – hier werden 
die Mittel mit grosser Wahrschein-
lichkeit abgeholt. Beim Innovations-
programm bin ich gespannt zu se-
hen, ob es genügend Projekte gibt, 
die das Geld abholen. Ich hoffe dar-
auf.

Weshalb ist das besonders wichtig? 
Mit der Unterstützung von zukunfts-
weisenden Technologien, die sich 
national und idealerweise interna-
tional durchsetzen, lässt sich enorm 

viel zur Dekarbonisierung der Ge-
sellschaft beitragen. Darüber hinaus 
bringen sie die Industrie vorwärts. 
Ich bin optimistisch: Die Wirtschaft 
muss daran interessiert sein, die 
 Dekarbonisierung voran zutreiben. 
Klimaneutral zu sein, bietet Unter-
nehmen schliesslich Wettbewerbs-
vorteile.

Einerseits muss der Bund sparen, 
andererseits will er Anreize schaf-
fen, dass die Menschen und die Wirt-
schaft an der Dekarbonisierung mit-
wirken. Wie lässt sich das vereinen?
Das aktuelle CO²-Gesetz ist bis 2030 
in Kraft. Wir müssen überlegen, wie 
es danach weitergeht. Bleiben die ge-
setzten Ziele unerreicht, werden 
wahrscheinlich Stimmen laut, die 
mehr Mittel fordern. Wir müssen ab-

Das Ziel bleibt trotz Spardruck 
gleich: Wir wollen das Klima- und 

Innovationsgesetz umsetzen.
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Manche sagen, der Solarexpress sei 
gescheitert. Für Sie nicht?
Nein, einige Projekte sind ja bereits 
auf Kurs. Jedes zugewonnene Kilo-
watt zählt – auch wenn wir uns an-
fangs mehr davon versprochen hat-
ten.

Wie gross ist das Verständnis für 
Windparkanlagen?
Auch hier tut sich einiges. Im Kan-
ton Luzern wurde ein Gesetz mit 
grosser Mehrheit angenommen, um 
Bewilligungsverfahren zu verein-
fachen. Wir sind aber auf einer lan-
gen Berg- und Talfahrt. Das braucht 
Kraft und Geduld – die müssen wir 
aber aufbringen. 

Was uns zum Gaillard-Bericht zu-
rückführt. Lässt sich mit Vorschrif-
ten und Lenkungsmassnahmen 
nicht doch effizienter eine Denk-
umkehr bewirken?

strom. Jetzt arbeiten wir am Be-
schleunigungserlass – danach muss 
endlich mehr passieren.

Welchen Preis hat das langsame 
Tempo, mit dem wir in die Zukunft 
bummeln?
Wir können die Dekarbonisierung 
nicht so schnell vorantreiben, wie es 
uns der Souverän zum Auftrag 
machte. Vielleicht hält es uns aber 
auch dazu an, über andere Techno-
logien zu reden.

Etwa über Kernenergie, die Sie zu-
rück ins Gespräch brachten?
Zum Beispiel. Diese Technologie 
sollte man in den Diskussionen 
nicht raushalten, gerade, wenn es 
um Dekarbonisierung geht. Wollen 
wir das Netto-Null-Ziel erreichen, 
müssen wir alle Möglichkeiten ab-
wägen. Es scheint aus heutiger Sicht 
schwierig, die gesamte fossile Ener-
gie – sie umfasst immerhin noch  
60 Prozent – durch erneuerbare zu 
ersetzen. Was wir brauchen, ist ein 
ausgewogener Mix. Auch in der 
Kerntechnologie werden grosse 
Fortschritte gemacht, deshalb soll-
ten wir uns diese Option genauer 
 anschauen. Scheuklappen sind für 
einen offenen Blick hinderlich.

Viele sehen in solchen Gedanken 
 einen Verrat an der Energiewende.
Ich habe den Auftrag, für die Erneu-
erbaren zu kämpfen, und mache das 
weiterhin. Wir sollten trotzdem 
 offen sein für andere Technologien. 
Sonst zeigt sich rückblickend wo-
möglich in zwanzig Jahren, dass der 
eingeschlagene Weg nicht bis ans 
Ziel reicht. Das will ich mir später 
nicht vorwerfen.

Verstehen Sie die Einwände der Skep-
tikerinnen und Skeptiker? Stichwort 
Tschernobyl.
Durchaus. Wie stark jedoch der 
 Widerstand in der Bevölkerung tat-

sächlich ist, lässt sich schwer ein-
schätzen. Bislang wurde keine 
Abstimmungsvorlage angenommen, 
die Kernenergie verbieten wollte. 
Der Souverän hat lediglich den Aus-
stieg beschlossen – und dass keine 
neuen Werke gebaut werden dürfen. 
Nun stellt sich aber die Frage: Wird 
es uns gelingen, in den nächsten 
zehn, zwanzig Jahren genügend 
Strom aus nachhaltigen Quellen zu 
haben, wenn die bestehenden Atom-
kraftwerke vom Netz gehen? Sie de-
cken immerhin noch ein Viertel un-
seres Bedarfs. Aktuell weisen die 
Zeichen in eine Richtung, die diese 
Frage dringlicher macht. Siehe Spa-
nien und Portugal. Es ist schwierig, 
mit fluktuierender Energie das 
Stromnetz stabil zu halten.

Expertinnen und Experten verwei-
sen in diesem Zusammenhang auf 
grosse Batterien.
Kurzfristig funktioniert diese Spei-
cherung schon prima. Leider bleibt 
es weltweit aber ungelöst, Strom 
langfristig in Batterien zu speichern, 
um damit die Winterlücke zu füllen. 
Selbstverständlich würde ich eine 
Technologie, die das möglich macht, 
einem neuen Kernkraftwerk vorzie-
hen. Noch aber gibt es sie nicht. Als 
Energieminister sehe ich mich in der 
Pflicht, die Absicherung des Strom-
bedarfs in alle Richtungen zu disku-
tieren.

Und das führt zurück zur Kern - 
en ergie?
Als der Souverän den Ausstieg be-
schlossen hatte, war die vollständige 
Dekarbonisierung der Gesellschaft 
noch kein Thema. Seither hat sich 
manches verändert. Denken wir an 
die geopolitischen Verwerfungen. 
Wer hätte 2017 abschätzen können, 
dass in Europa zu wenig Gas und 
Strom vorhanden ist? Wir müssen 
die Diskussionen neu führen, die 
 Bevölkerung wird entscheiden, wel-
chen Weg wir einschlagen sollen. 
Wenn ich mich im Ausland um-
schaue, stelle ich fest: Dort gehört 
Kerntechnologie zum Energiemix.

Was ist mit der Sicherheitsfrage?
Die steht immer an erster Stelle! Es 
gilt aber abzuwägen zwischen 
neuem Kernkraftwerk und altem, 
das am Netz gelassen wird.

Zur Person
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Nur wenigen Menschen sitzt das Geld 
so locker im Portemonnaie, dass sie 

freiwillig und ohne dringliche Gründe 
ihre Häuser energetisch anpassen.

Schnees unterschätzt hatte. Die Er-
stellungskosten für solche Anlagen 
sind entsprechend hoch. Die Renta-
bilität ist – trotz Subventionierun-
gen bis 60 Prozent – kaum gegeben. 
Ein zweiter Hemmfaktor sind die Zu-
leitungen: Wir müssen zusehen, 
dass die Anlagen schneller Zugang 
ins Netz finden. Drittens: die bereits 
erwähnten Einsprachen von Schutz-
organisationen.

Haben Sie den Zuspruch der Men-
schen generell überschätzt?
Den Erhalt von Biodiversität und Kli-
maschutz zweifelt keiner an. Meines 
Erachtens lässt sich Klimaschutz nur 
durch Dekarbonisierung erreichen. 
Was ich ernüchternd feststellen 
muss: Viele, die sich für den Klima-
schutz einsetzen, sträuben sich 
gleichzeitig gegen erneuerbare Ener-
gien. Hier fehlt die Güterabwägung, 
was wichtiger ist: der Naturschutz 
oder die Produktion von nachhal-
tiger Energie. Überdies gibt es viele 
Partikularinteressen, die vor der 
Reali sation solcher Anlagen stehen.

Eine staatlich verordnete Verhal-
tensänderung führt nie zum Ziel. 
Will man Probleme lösen, braucht es 
Innovationen. Das hat sich in der Ge-
schichte schon mehrfach gezeigt: 
das Auto, der Computer – sie alle 
brachten den Menschen Nutzen. Wir 
müssen die Dekarbonisierung mit 
technischem Fortschritt vorantrei-
ben, nicht mit Verhaltensregeln. 
Vielleicht braucht das auf dem Zeit-
strahl etwas länger als gedacht, aber 
es ist machbar.

Was ist als Erstes zu tun?
Seit 2011 diskutieren wir über die 
Energiewende, nun wäre es an der 
Zeit, die Beschlüsse umzusetzen. Ich 
denke dabei zuerst an den Winter-
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